
 

  

S 50 AS 472/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht München
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 50
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 50 AS 472/05 ER
Datum 09.09.2005

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt.
II. Eine Erstattung der Kosten erfolgt nicht.

GrÃ¼nde:

I.

Die Antragstellerin beantragte am 20.5.2005 Leistungen der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitsuchende nach dem SGB II. Bis zum 19.5.2005 hatte sie Arbeitslosengeld I
erhalten.

Mit Schreiben vom 6.7.2005 forderte die Antragsgegnerin die Antragstellerin auf,
zur abschlieÃ�enden Bearbeitung die KontoauszÃ¼ge ab Januar 2005, den
Mietvertrag im Original, die Lohnsteuerkarte 2003 bzw. den Lohnsteuerbescheid im
Original, Personalien und Adresse der Unterhaltspflichtigen, den letzten Alg-I
Bescheid sowie Lebensversicherungspolicen im Original und RÃ¼ckkaufwert
vorzulegen unter Hinweis auf die Folgen einer Verletzung der Mitwirkungspflicht
nach Â§ 60 SGB I.
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Die Antragstellerin legte auf Anraten ihrer BevollmÃ¤chtigten die angeforderten
Unterlagen nur teilweise und mit SchwÃ¤rzungen vor. Die BevollmÃ¤chtigte teilte
der Antragsgegnerin dazu mit, dass es keine rechtliche Verpflichtung zur Vorlage
der KontoauszÃ¼ge im Original fÃ¼r die letzten sechs Monate gebe, Kopien der
Versicherungspolice mit SchwÃ¤rzung des Bezugsberechtigten ausreichten,
geschwÃ¤rzte Kopien und KontoauszÃ¼ge als Beleg der Mietzahlungen zulÃ¤ssig
seien und Angaben zu etwaigen Unterhaltsverpflichteten nicht gemacht werden
mÃ¼ssten. Aus den vorgelegten geschwÃ¤rzten Kopien der KontoauszÃ¼ge seien
ausreichende Kontobewegungen und Summen zu erkennen, Kopien der
Lebensversicherungspolicen und des letzten Ã�nderungsbescheids Alg I wÃ¼rden
mit dem Original der BestÃ¤tigung Ã¼ber den RÃ¼ckkaufswert der
Lebensversicherungen vorgelegt.

Mit Schreiben vom 29.7.2005 teilte die Antragsgegnerin der BevollmÃ¤chtigten
detailliert mit, warum die KontoauszÃ¼ge der letzten Monate und die Unterlagen im
Original eingesehen werden mÃ¼ssten.

Mit Schreiben vom 11.8.2005 beantragte die BevollmÃ¤chtigte der Antragstellerin
gemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 SGG:

die Antragsgegnerin zu verpflichten, der Antragstellerin vorlÃ¤ufig die ihr
zustehenden Leistungen nach dem SGB II in voller HÃ¶he zu bewilligen.

Die Antragstellerin habe zu den Anfragen der Antragsgegnerin jeweils ErklÃ¤rungen
abgegeben. Erinnerungsschreiben seien nicht beantwortet worden. Am 6.6.2005
habe die Antragstellerin der ARGE eine Selbstauskunft Ã¼bersandt.

Die Antragsgegnerin beantragte mit Schreiben vom 25.5.2005:

Antragsablehnung.

Eine abschlieÃ�ende Entscheidung sei Ã¼ber den Antrag nicht mÃ¶glich, da die
Antragstellerin bis heute die bereits mit Schreiben vom 6.7.2005 angeforderten
Unterlagen nicht vollstÃ¤ndig eingereicht habe. Auf die Verletzung der
Mitwirkungspflicht und die MÃ¶glichkeit der Versagung der Leistungen nach Â§ 66
SGB I sei hingewiesen worden.

Wegen der Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte und die beigezogene
BehÃ¶rdenakte Bezug genommen.

II.

Der Antrag hat keinen Erfolg. Nach Â§ 86 b Abs. 2 SGG sind einstweilige
Anordnungen zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustands im Bezug auf ein streitiges
RechtsverhÃ¤ltnis nur zulÃ¤ssig, wenn dies zur Abwendung wesentlicher Nachteile
erforderlich erscheint und sowohl ein Anordnungsgrund, d.h. die EilbedÃ¼rftigkeit
der gerichtlichen Entscheidung, als auch ein Anordnungsanspruch, d.h. ein
materieller Rechtsanspruch glaubhaft gemacht wurden. Die Antragstellerin hat
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vorliegend unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts zur umfassenden PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage
keinen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht (BVerfG vom 12.5.2005, 1 BvR
569/05).

Der von der Antragstellerin geltend gemachte Anspruch auf Leistungen der
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem SGB II setzt gem. Â§ 9 Abs. 1 SGB II
voraus, dass die Antragstellerin hilfebedÃ¼rftig ist, weil sie ihren Lebensunterhalt
nicht aus dem zu berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen oder durch
Hilfeleistungen von anderen sichern kann. Die Antragsgegnerin hat die
beanspruchten Leistungen zu Recht bisher nicht gewÃ¤hrt, da eine abschlieÃ�ende
PrÃ¼fung der BedÃ¼rftigkeit hier nicht vorgenommen werden konnte. Nach Â§ 60
SGB I ist die Antragstellerin verpflichtet, die erforderlichen Unterlagen vorzulegen.
Diese Mitwirkungspflicht hat die Antragstellerin bis zu dem hier maÃ�geblichen
Zeitpunkt der Entscheidung des Gerichts nicht erfÃ¼llt, mit der Folge, dass die
Antragsgegnerin nach Â§ 66 Abs. 1 SGB I berechtigt ist, die Leistungen bis zur
Nachholung der Mitwirkung zu versagen. Die Antragstellerin ist auf diese Folge
schriftlich hingewiesen worden, Â§ 60 Abs. 3 SGB I. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die
ErfÃ¼llung dieser Mitwirkungspflichten unzumutbar sind, Â§ 65 Abs. 1 Nr. 2 SGB I
oder die Antragsgegnerin sich die erforderlichen Kenntnisse durch geringeren
Aufwand selbst beschaffen kann, Â§ 65 Abs. 1 Nr. 3 SGB I, liegen nicht vor.

Soweit die BevollmÃ¤chtigte der Antragstellerin die Auffassung vertritt, die
Antragstellerin habe nicht die von der Antragsgegnerin angeforderten Unterlagen
vollstÃ¤ndig und im Original vorzulegen, ist dies rechtsirrig, da es sich um
Unterlagen und Nachweise handelt, die zur Feststellung und PrÃ¼fung der
BedÃ¼rftigkeit erforderlich, geeignet und angemessen sind und die die
Antragsgegnerin aufgrund ihrer PrÃ¼fungspflicht deshalb verlangen durfte. Die
GrÃ¼nde dafÃ¼r wurden der BevollmÃ¤chtigten der Antragstellerin mit Schreiben
der Antragsgegnerin vom 29.7.2005 rechtlich zutreffend und umfassend erlÃ¤utert.
Das Gericht schlieÃ�t sich zur Vermeidung von Wiederholungen diesen
AusfÃ¼hrungen an und weist ergÃ¤nzend auf folgendes hin:

Die Vorlage von Unterlagen im Original hat auch den Zweck, sicherzustellen, dass
keine Manipulationen vorgenommen wurden. Sowohl fÃ¼r die Feststellung der
Unterkunfts- und Heizkosten als auch fÃ¼r die HÃ¶he eventuellen Einkommens-
und VermÃ¶gens ist es notwendig, den Mietvertrag sowie Unterlagen von Banken
und Versicherungen im Original einzusehen, um einen solchen MiÃ�brauch
auszuschlieÃ�en. Dies gilt entsprechend fÃ¼r die Vorlage von ungeschwÃ¤rzten
KontoauszÃ¼gen fÃ¼r die letzten sechs Monate. FÃ¼r die Feststellung, ob
Einkommen und VermÃ¶gen vorhanden ist, genÃ¼gt der aktuelle Kontoauszug
nicht, da die Kontenbewegung der letzten Monate zur vollstÃ¤ndigen Ermittlung von
Einkommen und VermÃ¶gen erforderlich ist. Die datenschutzrechtlichen Bedenken
der BevollmÃ¤chtigten bestehen nicht, da es sich bei den angeforderten Unterlagen
um erhebliche Tatsachen und Beweismittel im Sinne des Â§ 60 Abs. 1 Nr. 1 SGB I
handelt, die zur ordnungsgemÃ¤Ã�en ErfÃ¼llung der Aufgaben der
Sozialverwaltung erforderlich sind, Â§ 67 a SGB X. Entgegen der Auffassung des
hessischen Landessozialgerichts im Beschluss vom 22.8.2005 (L 7 AS 32/05) wird
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aus zurÃ¼ckliegenden Kontobewegungen z.B. ersichtlich, ob die Antragstellerin
Zuwendungen Dritter erhÃ¤lt oder grÃ¶Ã�ere BetrÃ¤ge transferiert hat und welche
sonstigen leistungserheblichen Transaktionen bisher vorgenommen wurden. Ein
Verdacht auf beabsichtigten Leistungsmissbrauch im Einzelfall â�� der bei Vorlage
geschwÃ¤rzter KontoauszÃ¼ge naheliegt â�� ist nicht erforderlich. Wenn die
Antragstellerin Geld will, muss sie die angeforderten Nachweise vorlegen, da das
informationelle Selbstbestimmungsrecht durch die Â§Â§ 60 f. SGB I im Interesse
daran, aus Steuermitteln finanzierte ungerechtfertigte Leistungen zu vermeiden,
eingeschrÃ¤nkt wird (Schoch, LPK â�� SGB II und stÃ¤ndige Rechtsprechung zur
Sozialhilfe).

Der Antrag war daher abzulehnen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 26.06.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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